
Gesetz?

Rechtssatzs

Grundstückverlcehrsbekanntmachung vom 26® Januar 
1937 (RGBl I, 35) §§ 2 und 4®
Wurde die Genehmigung nach §§ 2, 4 GVB von der 
Verwaltungsbehörde für erforderlich gehalten 
und endgültig versagt, so wurde däs Rechtsge­
schäft unwirksam und blieb es, auch wenn der 
versagende Verwaltungsakt nachträglich durch 
einen anderen Verwaltungsakt als von Anfang 
an unwirksam aufgehoben worden ist®

Aktenzeichens V.ZR 21/55
Urteil.des BGH vom 24® Oktober 1956 LG München II 

OLG München



J.S&&/55.
Verkündet am 24* Oktober 1956 
Hirth, Justizangestellter als 
Urkundsbearater der Geschäfts­

stelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit 

des Rechtsanwalts Franz H B H P  •  in Br

Beklagten, Berufungsbeklagten und 
Revisionsklägers,

- Prözeßbevollmächtigters Rechtsanwalt
gegen

den Rechtsanwalt Justizrat Lorenz 
KMpstr« B,

Kläger, Berufungskläger und 
Revi si onsb eklagten,

- Prozeßbevollmächtigter8 Rechtsanwalt Br*

hat der V* Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 3° Oktober 1956 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Br. Tasche und der Bundesrichter Br* Au­
gustin, Schuster, Br. Oechßler und Br* Rothe

für Recht erkannt«

Bie Revision gegen das Teilurteil des 3. Zivil­
senats des Oberlandesgerichts München vom 22. Be- 
zember 1954 wird auf Kosten des Beklagten mit der 
Maßgabe zurückgewiesen, daß festgestellt wird, daß 
der Kläger nicht verpflichtet ist, das Anwesen Haus 
Nr W &  in vorgetragen im Grundbuch des
Amtsgerichts Starnberg, für die St euer gemeinde P B B ~  
ting Band IV Bl 297 S 201, an den Beklagten zu über­
eignen.

Von Rechts wegen
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Tatbestands

I. Durch Kaufvertrag vom 3* Juni 1942 verkaufte der 
Kläger von* seinem etwa 50 ha umfassenden Landgut in

Haus Hr 20, das Nebenhaus (eine Sommervilla) mit an­
gebautem Stadel, dazu Hof raum und Garten an den Beklagten, 
Als Kaufpreis wurde ohne Rücksicht auf die Größe des erst 
noch zu vermessenden, mit 0,10 ha veranschlagten Teils der 
Plannummer 62 a,bein Betrag von 25 250 RM vereinbart.

In Ziff IV der Urkunde findet sich folgende Erklärung?
"Den 'Erschienenen ist bekannt, daß die Rechtswirk- 

samkeit dieses Vertrags abhängt von seiner Genehmigung 
durch den Landrat S t f ^ H H B  nach der Preisstopvcrord- 
nung. Sie ersuchen hiermit um diese Genehmigung. Wei­
tere behördliche Genehmigungen und das gesetzliche 
Vorkaufsrecht der Bayerischen Bauernsiedlung kommen 
nicht in Präge«*

Am 31c Juli 1942 erteilte der Landrat S t ^ m ^  folgende 
Genehmigung?

"Der Kaufvertrag 5., •. wird vom Standpunkt der 
Preisstopverordnung genehmigte"

Am 1. August 1942 erklärten.die Parteien die Auflassung 
bezüglich der veräußerten Trennfläche, die in der Zwischen­
zeit vermessen worden war und in der Auflassungsurkunde 
folgendermaßen beschrieben ist? Plan Nr 62 1/2, Wohnhaus, 
Stadel und Hofraum, Gras-, Wurz- und Baumgarben mit zusam­
men 0,1052 ha.

Am 4. November 1942 wurde der Beklagte als Eigentümer 
in das Grundbuch eingetragen.
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Auf Veranlassung der Landesbauernsehaft Bayern über­
prüfte der Regierungspräsident.von Oberbayern den Kaufver­
trag zu Beginn des Jahres 1944« Er vertrat in einer an den 
Lan.drat Starnberg gerichteten Entschließung vom 28. März 
1944 die Auffassung, daß der.Kaufvertrag der Genehmigungs­
pflicht nach der Grundstücksverkehrsbekanntmachung unter­
liege, weil der Kläger mehrere Grundstücke veräußert habe 
und die Veräußerung mehrerer Grundstücke als eine nach 
einheitlichem Plan angelegte Zerschlagung eines über der 
Mindestgröße liegenden Grundstücks angesehen werde % die 
Veräußerung könne nicht zugelassen werden, da sie der Be­
triebsstätte landwirtschaftliche Räume wegnehme und die 
Hofstelle verenge, weshalb durch die Ausführung des Rechts­
geschäfts die ordnungsgemäße Bewirtschaftung des Grund­
stücks zum Schaden der Volksemährung gefährdet erscheine.

Der Landrat Starnberg erließ nunmehr am 30* Juni 1944 
folgenden Beschluß?

"Der .., o. geschlossene? Vertrag über den Grund­
erwerb zwischen Justizrat Rechtsanwalt un L̂ Franz

vom 3. Juni 1942 wird, soweit er zu seiner Wirk­
samkeit der Genehmigung bedarf (Grundstücksverkehrs­
bekanntmachung vom 26c Januar 1937, RGBl I S 35) ver­
sagt."

Die Beschwerde des Beklagten gegen diesen Beschluß wurde 
vpm Regierungspräsidenten für Oberbayem mit Beschluß vom 
31- August 1944 verworfen. In den Gründen dieses Beschlus­
ses, der sich als endgültig bezeichnete, ist ausgeführt:
Der Landrat habe die Genehmigung nach der Grund stück Ver­
kehrsbekanntmachung nicht für erforderlich gehalten, eine 
solche Genehmigung sei aber, obwohl das veräußerte Teil-
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grundstück unter der Mindestgröße des § 1 GVB liege, erfor­
derlich, weil die Veräußerung mehrerer Teilgrundstücke durch 
R M ^  als eine nach einheitlichem Plan angelegte Zerschla­
gung eines über der Mindestgröße liegenden Grundstücks an­
gesehen werden müsse; der Beschluß des landrats vom 31. Ju­
li 1942 stelle nur einen preisrechtlichen Feststellungsbe- 
scheid, aber keinen konstitutiv wirkenden Verwaltungsakt 
des landrats als Genehmigungsbehörde dar; die Auffassung 
des Landrats, eine Genehmigung nach der Grund stückverkehr s~ 
bekanntmachung sei nicht erforderlich, mache trotz des be­
reits vollzogenen grundbuchamtlichen Eintrags das Verkaufs­
geschäft nicht rechtsgültig; die wegverkauften Flächen seien 
für den Hof notwendig, da die Wirtschaftsgebäude zu klein 
seien und ein Anbau erschwert werde«

Am 18c November 1944 wurde der.Kläger wieder als Eigen­
tümer der von ihm .an den Beklagten verkauften Grundstücke 
in das Grundbuch eingetragen* Gegen die Richtigkeit dieser 
Ei'ntragung ist seit 7*. September 1946 zugunsten des Beklag­
ten ein Widerspruch im Grundbuch eingetragen.

Mit dem als endgültig bezeichneten Bescheid vom 13*
Juli 1946 nahm, der Regierungspräsident von Oberbayem den 
Beschluß vom 31. August 1944 zurück,* hob auf die Beschwer­
de des Beklagten vpm 26. Juli 1944 den Beschluß des Land­
rats vom 30. Juni 1944 wieder auf und stellte fest, daß 
es bei der Entscheidung des Landrats S t ^ ^ K  vom 31* Juli 
1942, wonach der Kaufvertrag vom 3- Juni 1942 keiner Geneh­
migung nach der GrundstücksVerkehrsbekanntmachung bedürfe 
und nach der Preisstopverordnung genehmigt werde, sein Be­
wenden habe. Biese Entscheidung des Landrats sei als seit

K
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ihrer Erlassung ununterbrochen wirksam und rechtsgültig 
anzusehen. In* den Gründen dieses Bescheids ist ausgeführt:
Bas verkaufte Grundstück erreiche nicht die Mindestgröße 
von 0,5 ha, bei der die Genehmigungspflicht beginne; der 
Annahme, es bestehe dennoch eine Genehmigungspflicht, 
weil eine nach einheitlichem Plan angelegte Zerschlagung des 
gesamten Landguts vorliege, ständen die Umstände entgegen, 
daß zu jener Zeit zwar drei Verkäufe von Teilen des Land­
guts erfolgt seien, aber auch Grundstücke zu dem Land­
gut eingetauscht worden seien und daß die seinerzeit von 
den Behörden angenommene Zerschlagung bis heute noch nicht 
erfolgt sei. Wolle man dennoch eine Genehmigungspflicht an­
nehmen, so stehe nach den neuen Erhebungen kein oder jeden­
falls kein erhebliches öffentliche Interesse der Ausführung 
des Kaufvertrags entgegen, da durch den Wegverkauf die ord­
nungsmäßige Bewirtschaftung des Landguts nicht gefährdet 
sei; hiernach hätte die Genehmigung in den Jahren 1942 
und 1944 nicht versagt werden sollen. Biese Peststellungen 
allein rechtfertigten aber noch keineswegs die Zurücknahme des 
BegierungsbeSchlusses vom 31. August 1944; die Nachprüfung 
der Aufhebung endgültiger Beschlüsse sei nur unter ganz be­
sonderen Verhältnissen zulässig. Solche lägen insofern vor, 
als der Landrat am 31^ Juli 1942 geprüft habe, ob die Geneh­
migung erforderlich sei, und diese Frage verneint habe.. Bie­
se Entscheidung sei für Gerichte und Verwaltungsbehörden bin­
dende Bie Entscheidung des Landrats sei der formellen und 
materiellen Bechtskraft fähig, und eine spätere abweichende 
Beurteilung durch den Landrat selbst oder seine Vorgesetzten 
sei unzulässig. .Bejnnach seien die Beschlüsse vöm 30. Juni 
und 31. August 1944 fehlerhafte und schon bei ihrer Erlassung



unwirksame Verwaltungsakte* Sie hätten die Entscheidung 
des Landrats vom 31 <► Juli 1942 nicht auf heben können.

Auf die Aufsichtsbeschwerde des Klägers gegen diesen 
Bescheid erklärte das Bayerische Staatsministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Porsten am 3« April 1947? 
daß es keinen Anlaß zur Abänderung dieses Bescheids des 
Regierungspräsidenten gefunden habe*

Den Einspruch des Klägers gegen den gleichen Bescheid 
wies die Regierung von Oberbayem mit Einspruchsbescheid 
vom 6o Juni 1947 als unzulässig zurück und verwarf ihn für 
den Pall, daß er als zulässig angesehen werden sollte, als 
unbegründet.

Durch Urteil vom 9» März 1948 wies das Verwaltungs­
gericht München die Anfechtungsklage des Klägers gegen die 
Regierung von Oberbayem ab. Das Verwaltungsgericht erach­
tete die Klage, soweit sie auf Aufhebung des Bescheids vom 
13« Juli 1946, des Einspruchsbescheids vom 6. Juni 1947 
und der Entscheidung des Bayerischen Staatsministeriums für 
Ernährung,* Landv/irtSchaft und Porsten vom 3« April 1947 
gerichtet war, für zulässig, jedoch nicht für begründet 
und führte auss Eine Nichtigkeit des Bescheids vom 13*.
Juli 1946 sei nicht gegeben. Mit der Genehmigung vom 31 o 
Juli 1942 sei auch die Präge, ob eine Genehmigung nach der 
Grundstuckverkehrsbekanntmachung erforderlich sei, verneint 
worden. Wenn eine Behörde in ihrer Zuständigkeit einen Ver­
trag antragsgemäß auf Grund der Preisstopverordnung geneh­
migt habe, so müsse die Behörde vor Erteilung der Geneh­
migung geprüft haben, ob.nicht auf Grund anderer gesetz­
licher Bestimmungen, etwa auf Grund der Grundstück Verkehrs-
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bekanntmachung oder des Wolmsiedlungsgesetze3, auch eine 
Genehmigung notwendig sei; wenn sie jedoch den Vertrag vor­
behaltlos genehmige, so sei er genehmigt; diese Genehmigung 
könne auch nicht wegen Irrtums angefochten werden, weil die 
Behörde es unterlassen habe, den Vertrag auf Grund der Grund 
stUekverkehrsbekanntmachung zu prüfen; in dem Beisatz *rvom 

Standpunkt der Preisstopverordnung genehmigt** sei kein Vorbe 
halt zu erblicken; der Landrat habe damit zum Ausdruck ge­
bracht, daß er nur eine Genehmigung nach der Preisstopver- 
ordnung für geboten erachte; zudem sei auch eine Genehmigung 
nach der Grundstückverkehrsbekanntmachung nicht notwendig 
gewesen; nachdem der Vertrag vorbehaltlos genehmigt worden 
sei, habe der Landrat nicht nachträglich die Genehmigung 
nach der Grundstückverkehrsbekanntmachung versagen können; 
der Beschluß des Landrats Starnberg vom 30- Juni 1944 so­
wie die Entscheidung der Regierung von Oberbayem vom 31* 
August 1944 seien daher nichtig; der Beschluß der Regierung 
von Oberbayem vom 13* Juli 1946 habe diese Nichtigkeit 
festgestellt-.

Die gegen dieses Urteil vom Kläger eingelegte Beru­
fung wurde vom Bayerischen Verwaltungsgerichtshof mit Ur­
teil vom 25o Juni 1951 zurückgewiesen. Zugleich wurde die 
Anfechtungsklage des Klägers gegen den Bescheid des Bayeri­
schen Staatsministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Porsten abgewiesen.. Dieses Urteil führte auss Das 
Verwaltungsgericht hätte sich zunächst auf die Präge be­
schränken sollen, ob der Einspruch überhaupt zulässig sei. 
Der Verwaltungsgerichtshof halte an der Auffassung in 
VGHE 2, 29 - Urteil vom 5. Mai 1949 Nr 122 I 48 £ fest..die 
dahin gehe; **Pormell rechtskräftig abgeschlossene, zur Zeit
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ihres Erlasses verwaltungsgerichtlich nicht nachprüfbare 
Verwaltungsakte seien auch durch das Verwaltungsgericlits- 
gesetz und die darin festgelegte Generalklausel mangels 
einer rückwirkenden Kraft des Gesetzes nicht nachprüfbar 
geworden (VGHE n.P. 1, 36). Solche Verwaltungsakte wüi’den 
auch durch einen erst nach dem Inkrafttreten des Verwal­
tungsgericht sgesetzes - 15« Oktober 1946 - erlassenen Ein­
spruchsbescheid nicht verwaltungsgerichtlich nachprüfbare 
Wenn jedoch nach dem Inkrafttreten des Verwaltungsgerichts­
gesetzes gegenüber der Verwaltungsbehörde die Nichtigkeit 
eines vor dem 15. Oktober 1946 abgeschlossenen Verwaltungs­
akts geltend gemacht werde und die Verwaltungsbehörde die 
Anerkennung der Nichtigkeit ablehne,, dann stelle diese Ent­
scheidung einen neuen Verwaltungsakt dar, der nach erfolg­
losem Einspruch durch Anfechtungsklage selbständig ange- 
fochten werden könne. In diesem Verfahren sei auch über 
die Nichtigkeit des ersten Verwaltungsakts dann eine Ent­
scheidung zu treffen.

Im vorliegenden Pall ergebe sich, folgendes? Die Ent­
scheidung der Regierung vom 13» Juli 1946 sei gemäß § 7
GVB endgültig gewesen und habe keiner weiteren Prüfung unterlegen.im Instanzenzug / Auch eine verwaltungsgerichtliche Nach­
prüfung nach dem Verwaltungsgerichtsgesetz 1878 sei da­
mals nicht gegeben gewesen. Somit sei die Sache yor dem 
Inkrafttreten des Verwaltungsgerichtsgesetzes 1946 (15. 
Oktober 1946) endgültig abgeschlossen gewesen, und eine 
Überprüfung komme nicht mehr in Präge. Mit Recht habe 
daher die Regierung in ihrem Einspruchsbescheid den Ein­
spruch als unzulässig zurückgewiesen. Das Veraltungsge­
richt hätte die Anfechtungsklage insoweit als unzulässig 
zurückweisen sollen«
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Auch die Voraussetzungen für die Prüfung der behaup­
teten Nichtigkeit des Bescheids der Regierung vom 13. Juli 
1946 durch den Verwaltungsgerichtshof seien nicht gegeben-.
Es hätten eine Geltendmachung der Nichtigkeit, eine Ver­
waltungsakt und ein Einspruchsbescheid der Verwaltungsbe­
hörde yorausgehen müssen, die sich mit der Frage der Nich­
tigkeit des ursprünglichen Verwaltungsakts befaßt und über 
die Nichtigkeit al3 Streitgrundlage entschieden hätten. Bas 
sei, wie näher ausgeführt wird, nicht geschehen. Auch der 
Anfechtungsklage? habe nur die Zurücknahme des Bescheids 
vom 13. Juli 1946 aus Gründen der Gesetzeswidrigkeit oder 
wegen mangelhaften Verfahrens verlangt. Bas Verwaltungsge­
richt hätte somit auch in Bezug auf die behauptete Nichtig­
keit eine Prüfung ablehnen sollen. Ba jedoch das Verwaltungs­
gericht die Anfechtungsklage abgewiesen habe, sei dem Urteil 
im Endergebnis zuzustimmen, und die Berufung sei zurückzu­
weisen gewesen.

Bie Anfechtungsklage gegen den Bescheid des Bayerischen 
Bendv/irtschaftsministeriums wurde für unzulässig erklärt.

II* Bereits mit Klagschrift vom 27. Juli.1944 hatte 
der Kläger gegen den Beklagten und dessen am 15.*April 1948 
verstorbene, vom Beklagten beerbte Mutter beim Amtsgericht 
in Starnberg. Klage auf Räumung des Anwesens in 
erhoben. Am 13- September 1951 wurde der Rechtsstreit an 
das Landgericht München II verwiesen.

Ber Kläger hat zuletzt den Antrag gestellt,
a) den Beklagten zur Räumung, des. Anwesens und zur 

Zahlung von 1627,79 BM - 162,77 BM zu verurteilen,
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b) festzustellen, daß der Kläger auf Grund der Ent­
scheidung des Landratsamts vom 30..Juni 1944 und 
der Regierung von Oberbayem vom 31. August 1944 
rechtskräftig und endgültig Eigentümer der Plan- 
ntimmer in geblieben sei.

Mit dem Betrag von 1627,79 EM - 162,77 DM wurde Miet­
entschädigung verlangt.

Bas Landgericht hat die Klage abgewiesen.

In der Berufungsinstanz hat der Kläger beantragt, unter 
Aufhebung des angefochtenen Urteils festzustellen,.daß er 
auf Grund des Bescheids des Landrats vom 30. Juni 1944 und 
der Regierung von Oberbayern vom 31. August 1944 rechtskräf­
tig und endgültig Eigentümer des Anwesens Haus Nr in

sens und zur Bezahlung von 1627,79 EM = 162,77 DM zu verur­
teilen.

In der Berufungsinstanz hat der Kläger dem Freistaat 
Bayern den Streit verkündet, der dem Rechtsstreit jedoch 
nicht beigetreten ist.

Bas Oberlandesgericht München hat durch Teilurteil 
das landgerichtliche Urteil aufgehoben, soweit es den 
Feststellungsantrag des Klägers abgewiesen hat. Es wurde 
festgestellt, daß der Kläger Eigentümer des Anwesens Haus 
Nr m w m  in vorgetragen im Grundbuch des Amts­
gerichts Starnberg, für die Steuergemeinde 
I? Blatt 297, S 201, ist.

Ber Beklagte hat Klagabweisung beantragt.

ist, sowie den Beklagten zur Räumung dieses Anwe-



11

I
Mit der Revision beantragt der Beklagte die Aufhe­

bung des Berufungsurteils und die Zurückweisung der Be­
rufung des Klägers gegen das landgerichtliche Urteil, 
soweit über sie entschieden worden ist, hilfsweise die 
Zurückverweisung der Sache.

Der Kläger beantragt Zurückweisung der Revision.

Ent scheidungsgründe s

A. Bas Berufungsgericht hat zunächst die Zulässig­
keit des Feststellungsantrags, den es als Zwischenfest­
stellungski age gemäß § 280 ZPO ansieht, geprüft und be­
jaht.

Bie Revision hat dagegen Einwendungen nicht erhoben.
Ein Rechtsirrtum ist auch nicht zu ersehen. Ber Antrag 
kann eine Zwisehenfeststellurigsklage darstellen, da die 
ursprüngliche Hauptklage die Rechtsbeziehungen nicht er­
schöpfend regelt, die sich aus der Frage ergeben, wer 
Eigentümer des strittigen Grundstücks ist (RGZ 126, 234 
[236]; 144, 54 [.59]} 170, 329 [330]). Im übrigen liegt 
auch ein rechtliches Interesse des Klägers an der Fest- [
Stellung vor, da der Beklagte sich seines Eigentums an 
dem strittigen Grundstück berühmt hat und ein Wider­
spruch gegen das Eigentum des Klägers im Grundbuch einge­
tragen ist.

B^ I«. Zur Sache selbst führt das Berufungsgericht *
aus: Ber Verkehr mit land- und forstwirtschaftlichen Grund- ? 
stücken im Umfang von 2 ha aufwärts habe nach § 1 der Grund- |
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Stückverkehrsbekanntmachung vom 26. Januar 1937 (RG31 I,
35 - GVB) gewissen Beschränkungen unterlegen. Die Auflas­
sung und die Verpflichtung zur Übereignung habe zu ihrer 
Wirksamkeit der Genehmigung der zuständigen Behörde be­
durft ( § 2  GVB) vorbehaltlich der in § 3 bestimmten Ausnahme­
fälle. Die Entscheidung, auch ob die Genehmigung erforder­
lich sei* sei für Gerichte und Verwaltungsbehörden bindend 
(§ 4 Abs 1 GVB). Falls die Genehmigungsbehörde - in Bayern 
der Landrat (Bekanntmachung des BayerStaatsministeriuras für 
Wirtschaft vom 5c2.1937 - GVB1 47) - die Genehmigung nicht 
oder unter Auflagen erteilt habe, habe jQd.emiTeil die Be­
schwerde zugestanden. Die Entscheidung der Beschwerdebehör­
de - in Bayern des Regierungspräsidenten - sei endgültig 
gewesen (§ 7 GVB)*

Diese Vorschriften hätten nach § 1 AusfVO vom 22.4.
1937 (RGBl I, 534) auch für Teile von Grundstücken in der 
Größe von mindestens einem halben Hektar gegolten. Nach 
Absatz 3 der zu § 1 GVB erlassenen Richtlinien (Runderlaß 
des R u »Prfcdin für Ernährung und Landwirtschaft vom 26.1.
1937 in DJ 1937, 218) hätten Kaufverträge auch dann der 
Genehmigung bedurft, wenn die Teilgrundstücke zwar unter 
der Mindestgröße gelegen seien, die Veräußerung aber eine 
planmäßige Zerschlagung eines über der Mindestgröße lie­
genden Grundstücks habe erkennen lassen. Dies habe den 
von der Rechtsprechung entwickelten Grundsätzen entspro­
chen.

Der durch die Verträge vom 3® Juni/l0 August 1942 
veräußerte Grundstücksteil habe unter der Mindestgröße 
von einem halben Hektar gelegen. Die Entscheidung über 
die Frage der Genehmigungsbedürftigkeit sei auch für
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die Genehmigungsbehörde bindend gewesen. Durch die end­
gültige Entscheidung der Beschwerdebehörde gemäß § 7 GVB 
sei der Zustand der schwebenden Unwirksamkeit des Rechts­
geschäfts beseitigt v/orden. Sei die Genehmigung rechts­
kräftig versagt, so sei eine nachträgliche Erteilung der 
Genehmigung ohne Abschluß eines neuen Vertrags gleichen 
Inhalts nicht mehr möglich, sei sie rechtskräftig erteilt, 
so könne sie nicht mehr widerrufen werden«

Ob ein wirksamer Kaufvertrag und eine wirksame Auf­
lassung vorliege, hänge also davon ab, ob der Landrat von 
Starnberg mit der Genehmigung des Vertrags nach der Preis- 
stopverOrdnung zugleich die Genehmigung nach der Grundstück- 
verkehrsbekanntnachung ausgesprochen oder die Entscheidung 
getroffen habe, daß es der Genehmigung nach der Griuidstück- 
verkehrsbek'anntmachung nicht bedürfe. Eine solche Entschei­
dung sei mit der Bekanntgabe an die Beteiligten rechtskräf­
tig geworden. An eine solche Entscheidung seien der Lend rat 
und die Vorgesetzten Verwaltungsbehörden, insbesondere der 
Regierungspräsident von Oberbayem gebunden gewesen, da die­
ser mangels einer Beschwerde der Beteiligten im ordentlichen 
Beschwerdeverfahren mit der Nachprüfung der Entscheidung 
nicht befaßt gewesen sei... Die Anweisung des Regierungsprä­
sidenten vom 28. März 1944 an den Landrat, die Genehmigung 
nachträglich zu versagen, wäre dann unzulässig, der Land­
ratsbeschluß vom 30. Juni 1944 und die Beschwerdeentschei­
dung des Regierungspräsidenten vom 31. August 1944 wären 
unwirksam gewesen.

Liege im Beschluß des Landrats vom 31. Juli 1942 keine 
Genehmigung des Kaufvertrags nach der Grundstückverkehrsbe­
kanntmachung und keine Erklärung, daß der Kaufvertrag nicht
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genehmigungspflichtig sei, so habe der Landrat diese Frage 
noch prüfen müssen,, Nach seinem Versagungsbeschluß vom 30- 
Juni 1944 und der rechtskräftigen Zurückweisung der Beschwer­
de des Beklagten durch den Beschluß des Regierungspräsiden­
ten vom 31. August 1944 würde dann feststehen, daß der Kauf­
vertrag nicht wirksam.geworden sei. Der Bescheid des Regie­
rungspräsidenten vom 13. Juli 1946 sei dann wegen entgegen­
stehender Rechtskraft der Entscheidung vom 31. August 1944 
unwirksam.

Der Kaufvertrag vom 3. Juni 1942 sei. nach dem deutli­
chen Wortlaut der Urkunde vom 31- Juli 1942 nur vom Stand­
punkt der Preisstopverordnung genehmigt worden. In § 1 Abs 
2 der Verordnung über die Preisüberwachung und die Rechts­
folgen von Preisverstößen im Grundstücksverkehr von 7. Juli 
1942 (RGBl 1,451; sei zwar bestimmt, daß als Unbedenklich­
keitsbescheinigung der Preisbehörde auch ein Bescheid anzu­
sehen sei, der eine Genehmigung nach der Grundstückverkehrs­
bekanntmachung oder dem Wohnsiedlungsgesetz enthalte. Es sei 
aber in keiner gesetzlichen Regelung vorgesehen, daß umgekehrt 
auch die Erteilung einer Ausnahmebewilligung nach § 3 Preis­
stopp zugleich als Genehmigung nach der Grundstückverkehrs- 
bekanntmachung oder nach dem Wohnsiedlungsgesetz zu gelten 
habe. Die Urkunde stelle also nur eine Genehmigung nach der 
Preisstopverordnung, nicht nach der Grundstückverkehrsbe­
kanntmachung dar. Dafür spreche auch die Bekundung des Zeu­
gen Graf von Khuen, des damaligen juristischen Beamten des 
Landratsamts Starnberg, daß es für die Genehmigung nach 
der Grundstückverkehrsbekanntmachung besondere Formulare 
gegeben habe.
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Es bleibe zu prüfen, ob in der Erteilung der Geneh­
migung zugleich eine Entscheidung des Landrats liege, daß 
das Rechtsgeschäft einer Genehmigung nach der Grund s titele- 
Verkehrsbekanntmachung nicht bedürfe. Eine solche Entschei­
dung wäre für die Verwaltungsbehörden, die Parteien und die 
Gerichte bindend und könnte nicht mehr im ordentlichen Rechts 
weg engefochten werden. Eine Entscheidung nach § 4 Abs 1 GVB 
könne entweder auf Antrag eines Beteiligten oder von Amts 
wegen ergehen. Die Beteiligten hätten einen solchen Antrag 
nicht gestellt. Die Erklärung der Parteien in Ziff IV der > 
Kaufvertragsurkunde und die Erklärung des Beklagten in Schrei­
ben vom 27. Juli 1942 an das Landratsamt (Bl 14 R Landrats­
akten) , daß "landwirtschaftliche Gründe hier nicht zum Zuge 
kommen”, könnte nicht als Antrag auf Feststellung der Geneh­
migungsfreiheit des Rechtsgeschäfts auf gef aßt werden.. Der 
Oberinspektor J ^ M H ^  habe nach Aussage des Zeugen Graf ?

sowohl die Anträge auf Genehmigung nach der Preis- 
stopverordnung wie nach der Grundstückverkehrsbekonntnachung 
bearbeitet. Es könne aber nicht angenommen werden, daß er 
die Anträge aus allen in Betracht kommenden Gesichtspunkten *t
von Amts wegen geprüft habe. Eine Vermutung dafür bestehe 
nicht. Zu einer Prüfung von Amts wegen habe keine !
Veranlassung gehabt, solange ihm keine Tatsachen bekannt 
gewesen seien, die auf die Absicht einer Zerschlagung des 
klägerischen Grundstücks hingedeutet hätten. habe
zwar am 18. Juli 1942 die Akten - wohl nur teilweise - der * 
Kreisbauemschaft Fürstenfeldbruch zur Stellungnahme zuge­
leitet. Er habe aber diese erst am 19. Mai 1943 beim Land­
ratsamt ( eingegangene Stellungnahme nicht abgewartet, 
sondern habe.die Genehmigung nach der Preisstopverordnung 
bereits am 31. Juli 1942 ausgefertigt. In der Äußerung des



bei Aushändigung der Urkunde an den Beklagten; 
er habe nun die Genehmigung, die er brauche, eine Wohn­
siedlungsgenehmigung s.ei nicht beantragt, könne ein Be­
scheid im Sinne des § 4 Abs 1 GVB nicht erblickt werden, 

habe dabei nicht erklärt, daß eine andere Geneh­
migung nicht erforderlich sei, von der Grundstückverkehrs­
bekanntmachung sei dabei nicht gesprochen worden. Es könne 
deshalb offen bleiben, ob J f l H H P  als nicht zeichnungsbe- 
rechtigter Sachbearbeiter einen, solchen Bescheid überhaupt 
hätte erteilen können. Ein Bescheid nach § 4 Abs 1 GVB ha­
be auch nicht stillschweigend, sondern nur ausdrücklich er­
teilt werden können. Die Richtlinien zu § 4 Abs 1 schrieben 
sogar eine Begründung vor. Da bei die Kenntnis
der Bestimmungen und der Wille, sie einzuhalten, voraus­
gesetzt werden müsse., spreche dies dagegen, daß er eine 
Entscheidung nach § 4 Abs 1 GVB habe treffen wollen und 
getroffen habe. Der landrat habe also im Jahre 1942 weder 
eine Genehmigung nach § 4 Abs 1 GVB erteilt noch eine ent- 
scheidung getroffen, daß es der Genehmigung nicht bedürfe.

Der landrat und der Regierungspräsident hätten daher 
im Jahre 1944 zu der Frage der Genehmigungsbedürftigkeit 
des Vertrags nach der Grundstückverkehrsbekanntmachung 
Stellung nehmen und die Genehmigung versagen können. Der 
Beschluß des Landrats vom 30* Juni 1944 enthalte zwar 
keine ausdrückliche Stellungnahme zu der Frage der Geneh­
migungsbedürf ̂tigkeit, er versage nur die Genehmigung, so­
weit der Vertrag zu seiner Wirksamkeit der Genehmigung be­
dürfe. Der Regierungspräsident habe aber ?ur Frage der Ge­
nehmigungsbedürftigkeit im Beschluß vom 31. .August 1944 
wenigstens in den Gründen ausdrücklich Stellung genommen.
An sich seien Entscheidungen nach § 4 Abs 1 GVB nicht mit
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der Beschwerde anfechtbar«. Bei einer Beschwerde gegen die 
Versagung der Genehmigung nach § 2 GVB könne aber die 
Eeschv/erdeinstanz selbst über die Präge der Genehmigungs­
bedürftigkeit nach § 1 Abs 1 GVB entscheiden, denn die 
Beschwerdebehörde sei im Verfahren nach § 7 GVB nicht an 
die Auffassung der unteren Behörde über die Genehmigungs­
bedürftigkeit gebunden*

Der Regierungspräsident habe nach Aufzählung der vom 
Kläger von April bis August 1942 vorgenommenen Tausch­
und Veräußerungsgeschäfte die Genehmigungsbedürftigkeit 
bejaht, weil eine planmäßige Zerschlagung eines über der 
Mindestgröße liegenden Grundstücks angenommen werden müsse„ 
Biese Entscheidung sei gemäß § 4 Abs 1 Satz 2 GVB für Ge­
richte und Verwaltungsbehörden bindend und habe durch den 
Bescheid des Regierungspräsidenten vom 13o Juli 1946 nicht 
mehr zurückgenommen werden können. Ebenso.habe die Ent­
scheidung des Regierungspräsidenten vom 31» August 1944 
die Genehmigung nach § 7 GVB endgültig versagt, Bamit 
sei der zwischen den Parteien geschlossene Kaufvertrag 
samt.Auflassung endgültig unwirksam geworden. Bann habe 
er aber durch.den Bescheid des Regierungspräsidenten 
vom 13- Juli 1946 nicht wieder wirksam werden können. Bie- 
ser Besclieid sei unbeachtlich.

Bie im verwaltungsgerichtlichen Verfahren ergangenen 
Entscheidungen stünden dieser Auffassung nicht entgegen.
Bas Verwaltungsgericht München habe zwar, vom Bayerischen 
Verwaltungsgerichtshof bestätigt, ausgesprochen, daß eine 
Richtigkeit des Bescheids vom 13- Juli 1946 nicht gegeben
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sei und daß mit der Genehmigung vom 31. Juli 1942 auch 
die Präge, ob die Genehmigung nach der Grundstückverkehrs- 
bekanntmachung erforderlich sei, verneint worden sei. 35er 
Verwaltungsgerichtshof habe das Urteil des Verwaltungsge­
richts aber nur deshalb bestätigt, weil die Sache vor 
dem Inkrafttreten des Verwaltungsgerichtsgesetzes (15«. 10® 
1946) endgültig abgeschlossen gewesen sei, eine Überprüf 
fung nach diesem Gesetz also nicht mehr in Frage gekommen 
sei und das Verwaltungsgericht die Anfechtungsklage inso­
weit als unzulässig hätte zurückweisen müssen. Die Ent­
scheidung stehe daher der Feststellung nicht.entgegen, daß 
der Bescheid des Regierungspräsidenten vom 31 * August 1944 
endgültig und wirksam gewesen sei, der Bescheid vom 13«
Juli 1946 dagegen der Wirksamkeit entbehrt habe.

33s bestünden auch keine hinreichenden Anhaltspunkte 
dafür, daß der Beschluß des Regierungspräsidenten vom 31» 
August 1944 wegen Willkür nichtig sei. Das wäre nur der 
Fall, wenn der Verwaltungsakt durch keine sachlichen Er­
wägungen sich rechtfertigte.

Es bestehe auch kein Anhaltspunkt, daß der Kläger, sei 
es durch die Xreisbauemschaft, sei es durch den landrat, 
versucht habe, die Versagung der Genehmigung herbeizufüh­
ren und dadurch arglistig das Wirksamwerden des Vertrags 
vereitelt habe. Im Schreiben vom 19. Juni 1944 an den Land­
rat Starnberg habe er lediglich um Entscheidung auf Grund
der Regierungsentschließung vom 28. ISärz 1944 gebeten.
Eine Verpflichtung des Klägers zur Anerkennung der Wirk­
samkeit des Vertrags und damit des Eigentums des Beklag-
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ten am strittigen Grundstück aus dem Gesichtspunkt des 
Schadensersatzes wegen vertragswidrigen oder sittenwid­
rigen Verhaltens sei daher zu verneinen.

ha Kaufvertrag und Auflassung unwirksam seien» sei 
der Kläger Eigentümer des Grundstücks gebliehen und habe 
dieses Eigentum auch nicht durch die Eintragung des Be­
klagten als Eigentümer im Grundbuch verloren,

II. 1- hie Revision wendet sich zunächst dagegen, daß 
das Berufungsgericht in der Entscheidung des Landrats nicht 
gleichzeitig eine Feststellung der Genehmigungsfreiheit 
nach der Grundstückverkehrsbekanntmachung sehe. Sie meint, 
die Entscheidung über die Genehmigungspflicht habe auch 
stillschweigend erfolgen können., hie Auffassung, eine sol­
che Entscheidung müsse schriftlich ergehen, beruhe auf 
Hechtsirrtum.

hie Auffassung, im Bescheid vom 31. Juli 1942 habe 
nur eine Entscheidung nach der Preis stop Verordnung er­
klärt werden sollen, entspreche zwar dem Wortlaut, aber 
nicht dem Sinn der Entscheidung. § 133 BGB sei damit ver­
letzt. Bei der auch in der Revisionsinstanz nachprüfbaren 
Auslegung des Verwaltungsakts hätte auch Ziff IV der Kaufs­
urkunde mit herangezogen werden müssen, in der dem Landrat 
erkennbar gemacht worden sei, daß nach Ansicht der Par­
teien weitere behördliche Genehmigungen nicht in Frage 
kämen. Wenn der Landrat sodann die Genehmigung nach der 
Preisstopverordnung erteilt habe, so müsse angenommen wer­
den, daß er damit diese Auffassung der Parteien vorbehalt­
los gebilligt habe- Maßgebend sei der Zeitpunkt der Ent­
schließung. Wenn der Landrat gleichzeitig mit der Geneh-
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migung nach der Preisstopverordnung entschieden habe, daß 
eine weitere Genehmigung nicht erforderlich sei, so sei 
diese Entscheidung bindend, auch wenn später Zweifel an 
der Richtigkeit der Entscheidung hätten entstehen können» 
Dabei sei entscheidend, daß auch der Regierungspräsident 
am 28.. März 1944 der Auffassung Ausdruck gegeben habe, 
der Landrat habe eine Genehmigung nach der Grundstück­
verkehr sbekanntmachung nicht für notv/endig gehalten*

Bei gegenteiliger Ansicht hätte der Landrat die Auf­
fassung des Notars und der Parteien rügen müssen«

2« Die Revision wendet sich weiter dagegen, daß auf 
den vorliegenden Pall der Grundsatz angewendet werde, durch 
die Entscheidung über die Genehmigung werde der Zustand der 
schwebenden Unwirksamkeit beseitigt, im Palle der rechts­
kräftigen Versagung,der Genehmigung sei eine nachträgli­
che Genehmigung nicht mehr möglich, das Geschäft also hin­
fällig, während die rechtskräftige Genehmigung nicht mehr 
widerrufen werden könne, das Geschäft also endgültig wirk­
sam sei. Im vorliegenden Pall habe eine schwebende Unwirk­
samkeit nicht bestanden- Der Kaufvertrag habe zunächst nicht 
zu dem Kreis der genehmigungsbedürftigen Rechtsgeschäfte ge­
hört und die Genehmigungsbedürftigkeit sei erst durch einen 
Verwaltungsakt begründet worden, nämlich durch.die Entschei­
dung, daß eine Genehmigung nach der Grundstückverkehrsbe­
kanntmachung erforderlich sei. Im vorliegenden Pall sei also 
der Vertrag zunächst rechtswirksam geworden, da er nicht 
unter die Grundstückverkehrsbekanntmachung gefallen sei.
Die spätere Entscheidung der Genehmigungsbehörde habe da­
her den rechtswirksamen Vertrag nicht in einen Zustand
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der schwebenden Unwirksamkeit zurückversetzen können. Die 
Begründung der Genehmigungsbedürftigkeit in Verbindung 
mit der Versagung der Genehmigung stelle also nicht ein 
Element der Rechtswirksamkeit, sondern ein Hindernis für 
die Durchführung des Vertrags dar. Der Widerruf der Ver­
sagung der Genehmigung sei aber nur die Beseitigung dieses 
Hindernisses. Es sei daher nicht ersichtlich, warum m  einem 
solchen Pall der Grundsatz der Widerruflichkeit von Verwal­
tungsakten nicht zur Anwendung kommen solle.

Durch die Versagung der Genehmigung seien übrigens 
beide Parteien belastet, da beide Parteien durch den Kauf­
vertrag ihren Verkaufs- und Kaufswillen kundgetan hättene 
Ein belastender Verwaltungsakt könne aber jederzeit wider­
rufen werden.

3. Die Versagung der Genehmigung sei auch objektiv 
rechtswidrig gewesen; denn die vom Regierungspräsidenten 
im Jahre 1944 angenommene Z^rschlagungsabsicht habe nicht 
bestanden und die Parteien seien vor der Versagung der Ge­
nehmigung nicht gehört worden, ohne daß ersichtlich sei, 
daß dies deshalb unterblieben sei, weil eine Anhörung un­
tunlich gewesen sei.

4- Der Kläger verstoße auch gegen § 242 BGB, da er 
aus einer möglicherweise zu seinen Gunsten sprechenden 
formellen Rechtslage Rechte herleiten wolle, die mit dem 
materiellen Recht nicht in Einklang stünden.

III. Die Angriffe der Revision schlagen nicht durch.
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Das Berufungsgericht Bezeichnet den Bescheid des Re­
gierungspräsidenten vom 13* Juli 1946 als unbeachtlich 
und meint, auch das Ergebnis der verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren stehe dieser Auffassung nicht entgegen,.Das Ur­
teil des Verwaltungsgerichtshofs vom 25. Juni 1951 spricht 
sich dahin aus, daß dieser Bescheid im Verwaltungsrechts­
weg nicht mehr nachgeprüft werden könne, daß daher die 
Anfechtungsklage des Klägers vom Verwaltungsgericht im Er­
gebnis zu Recht abgewiesen.worden ist, das heißt also, daß 
dieser Verwaltungsakt vom 13, Juli 1946 noch heute besteht. 
Es ist nun allgemeiner Grundsatz, daß ein Verwaltungsakt 
die Vermutung der Gültigkeit und Richtigkeit für sich hat 
und daß er von den ordentlichen Gerichten solange als gül­
tig zu behandeln ist, bis er durch einen anderen Verwal­
tungsakt oder durch einen Akt der Verwaltungsgerichtsbar­
keit abgeändert oder aufgehoben wird* Er kann also auch 
nicht auf seine sachliche Richtigkeit nachgeprüft werden. 
Eine Ausnahme besteht nur insoweit; als es sich um einen 
nichtigen Verwaltungsakt handelt. Dieser kann von den Ge­
richten wie von jedermann als nicht vorhanden behandelt 
werden (BGH 1, 223 [226]; 5, 76 [85]), Dafür, daß der Be­
scheid des Regierungspräsidenten vom 13. Juli 1946 nichtig 
sei, sind keinerlei Anhaltspunkte gegeben* Der Bayerische 
Verwaltungsgerichtshof hat selbst hervorgehoben, daß auch 
der Kläger die Nichtigkeit dieses Bescheids nicht behauptet, 
sondern seine Zurücknahme aus Gründen der Gesetzwidrigkeit 
oder wegen mangelhaften Verfahrens verlangt habe. Es ist 
also von der Gültigkeit dieses Verwaltungsakts auszugellen.

Das Berufungsgericht nimmt an, .durch den Beschluß des 
Landrats in Starnberg* vom 30* Juni 1944, der durch den Be­
schluß des Regierungspräsidenten vom 31, August 1944 be-
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stätigt v/orden sei, sei die zur Gültigkeit des Kaufver­
trags vom 3. Juni 1942 erforderliche Genehmigung nach 
der Grundstüclcverkehrshekanntmachung versagt worden. Da­
durch sei der Schwebezustand beendet und das Kaufgeschäft 
endgültig zunichte gemacht worden. Diese Auffassung ent­
spricht der herrschenden Rechtsprechung jedenfalls dann, 
wenn der die Genehmigung versagende Beschluß gültig ist, 
und auch dann, wenn nachträglich die Genehmigung erteilt 
wird (RGZ 103, 104; RG in JW 1922, 491; RGZ 106, 142 [146]; 
168, 346 [351]? 172, 1 [5]; BGH in DITotZ 1953, 597). Eassel- 
be muß auch gelten, wenn wie hier die die Genehmigung versa­
genden Verwaltungsakte, nämlich die Beschlüsse vom 30. Juni 
und 31. .August 1944? später aufgehoben und durch einen spä­
teren Verwaltungsakt, nämlich den Bescheid vom 13. Juli 1946, 
als fehlerhafte und schon bei ihrer Erlassung unwirksame Ver­
waltungsakte bezeichnet werden. Damit sind die Beschlüsse 
vom 30. Juni und 31. August 1944 zwar nachträglich vernich­
tet worden. Solange sie aber bestanden, mußten sie im Rechts­
leben und auch von den Gerichten und Grundbuchtmtern als gül­
tig behandelt werden. Denn wenn sie auch nach dem späteren 
Verwaltungsakt, dem Bescheid vom 13. Juli 1946, «unwirksam” 
waren, waren sie doch keineswegs «nichtig«. Sie hatten die [
Wirkung, daß der Schwebezustand beendigt und der nicht ge- j
nehmigte Kaufvertrag vom 3. Juni 1942 unwirksam wurde. Es !(
würde in der Tat zu einer unerträglichen Rechtsunsicherheit 
führen (^tillschweig. in der Anmerkung zu RG in JV 1922, 491 
und RGZ 168, 346 [351 ]), wollte man den nachträglich aufge­
hobenen,. die Genehmigung versagenden Verwaltungsakt als über­
haupt nicht vorhanden ansehen und davon ausgehen, daß die Ge­
nehmigung nicht wirksam versagt worden sei, oder wollte man 
annehmen, daß durch die Aufhebung des Verwaltungsakts nach-
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träglich auch die Wirkung beseitigt wird, die er indirekt 
dadurch hatte, daß ein bürgerlichrechtliches Geschäft 
- der Vertrag vom 3* Juni 1942 - unwirksam wurde oder daß 
ein Gericht der freiwilligen Gerichtsbarkeit, nämlich das 
Grundbuchamt, eine Entscheidung auf dem Verwaltungsakt auf­
baute, indem es annahm, daß die Unrichtigkeit des Grundbuchs 
nachgewiesen sei* Der Bescheid des Regierungspräsidenten 
vom 13* Juli 1.946 ist also wohl gültig, er trifft aber ins 
Leere, da er nicht die.Kraft hat, den durch die Beschlüsse 
vom 30. Juni und und 31* August 1944 unwirksam gewordenen 
Vertrag vom 3* Juni 1942 wieder auf leben zu lassen,

Die Beschlüsse vom 30. Juni und 31. August 1944 waren 
aber ihrerseits nur wirksam, wenn sie noch einen schwebend 
unwirksamen Vertrag betrafen, der nicht bereits durch Ge­
nehmigung oder die Entscheidung der Verwaltungsbehörde, daß 
eine Genehmigung nicht erforderlich ist, voll wirksam ge­
worden war. Bas Berufungsgericht hat daher mit Recht geprüft, 
ob der Landrat von Starnberg mit seinem Beschluß vom 31.
Juni 1942, mit dem er den Vertrag "vom Standpunkt der Preis- 
stopverordnung" genehmigte, zugleich auch die Genehmigung 
nach der Grundstückverkehrsbekanntmachung aus sprach, bzw. 
die Entscheidung traf, daß es dieser Genehmigung nicht be­
dürfe. Ein solcher Verwaltungsakt kann in seiner Tragweite 
von den Gerichten ausgelegt werden und die Auslegung des 
Berufungsgerichts kann, wie die Revision mit Recht hervor­
hebt, in der Revisionsinstanz frei nachgeprüft werden 
(RGZ 102, 1 [3]? BGHZ 3, 1 [15]). Entgegen der Auffassung 
der Revision ist aber die Auslegung durch das Berufungsge­
richt nicht zu beanstanden. Auch.wepn mau die in Rechtspre­
chung und Schrifttum (RG in HRR 1931 Nr 676; Riecke - von
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Manteuffel, Der ländliche Grundstücksverkehr, 2. Aufl 
§ 4 GVB Anm 2 - S 127 - Richtinien vom 27. Io 1937 [Riecke - 

VoManteuffel S 242] zu § 4 Abs 1) vertretene Auffassung des 
Berufungsgerichts nicht teilen sollte, daß eine solche Ent­
scheidung schriftlich erfolgen muß, so ergeben doch die ein­
gehenden Erwägungen des Berufungsgerichts, die zu der Fest­
stellung führten, daß der landrat in seinem Beschluß vom 
31. Juli 1942 keine Entscheidung über die Genehmigungspflicht ; 
getroffen habe, keinen Rechtsirrtum. Wenn die Revision meint, i 
der landrat hätte prüfen sollen, ob eine weitere Genehmigung 
notwendig ist, und gegebenenfalls die Auffassung des Notars 
und der Parteien hätte berichtigen müssen, so ergibt sich ge­
rade aus dem Beschluß des landrats, daß er das nicht getan 
hato Das Geschäft blieb daher in der Schwebe und die But­
sche idung über die Genehmigung nach der Grundstückverkehrs- ♦ 
bekanntmachung blieb noch offen und konnte nachgeholt wer- J 
den. Insbesondere die Auffassung der Revision ist abzulehnen, * 
die Genehmigungsbedürftigkeit des Geschäfts sei erst durch f 
einen Verwaltungsakt, nämlich die Entscheidung, daß eine 
Genehmigung erforderlich sei, geschaffen worden. Ob eine ' 
Genehmigung nötig ist oder nicht, liegt vom Abschluß des 
Vertrags an fest und ergibt sich aus den gesetzlichen Be­
stimmungen und den tatsächlichen Verhältnissen« Die Ver­
waltungsbehörde trifft nur eine Feststellung.

Das Berufungsgericht ist also ohne Rechtsverstoß zu 
dem Ergebnis gekommen, daß der Beschluß des landrats vom 
31. Juli 1942 eine Entscheidung über die Genehmigungsbe- [
dürftigkeit des Kaufvertrags nicht enthalten hat und daß der 
Vertrag durch die Versagung der Genehmigung in den Beschlüs­
sen vom 30o Juni und 31. August 1944 dauernd unwirksam ge-
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worden istc Die Berichtigung des Grundbuchs am 18* November 
1944 durch Wiedereintragung des Klägers als Eigentümers ist 
daher zu Hecht erfolgt« Die Feststellung des Berufungsgerichts, 
daß der Kläger Eigentümer des strittigen Anwensens ist, ist 
somit wörtlich genommen richtig. Diese Feststellung ent­
spricht aber nicht dem, was der Kläger mit seinem Berufungs­
antrag, so wie er gestellt war, erstrebte« Dieser wollte fest­
gestellt haben, daß er auf Grund des Bescheids des Landrats vom 
30« Juni 1944 und der Regierung von Oberbayern vom 31. August 
1944, "rechtskräftig und endgültig" Eigentümer des strittigen 
Anwesens ist« Er wollte also, wenn sein Antrag richtig ver­
standen wird, festgestellt haben, daß der Beklagte nicht be­
rechtigt ist, auf Grund.des Kaufvertrags vom 3. Juni 1942 
und der Auflassung vom 1. August 1942 seine Eintragung im 
Grundbuch als Eigentümer und damit die Übereignung des Grund­
stücks zu verlangen«

In der Erhebung dieses Anspruchs kann entgegen der Auf­
fassung der Revision auch ein Verstoß gegen Treu und Glau­
ben nicht geftinden werden.
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Bern Berufungsurteil ist daher beizutreten und die Re­
vision ist auf Kosten des Beklagten zurückzuweisen, aller­
dings mit der Maßgabe, daß der Tenor des Urteils des Beru­
fungsgerichts dem vom Kläger in Wirklichkeit gestellten Be­
rufungsantrag angepaßt wird*

Br. Tasche Br. Augustin Schuster
Br. Oechßler Rothe
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